Gemeinde Engelskirchen

Planungs- und Umweltausschuss

Niederschriftsauszug
aus der
3. Sitzung des Planungs- und Umweltausschusses
in der 10. Legislaturperiode
vom 23.06.2021

TOP 010 Bebauungsplan Nr. 83 Loope-Ost VO0/0189/LP10-21

hier: Beschluss liber die Ergebnisse der Offenlage gem.
88 3 (2) und 4 (2) BauGB und Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

Der Planungs- und Umweltausschuss empfiehlt / Der Rat der Gemeinde Engelskirchen be-
schlief3t:

1.
Uber die Ergebnisse der friihzeitigen Beteiligung und der Offenlage wird - wie in der nachste-
henden Ubersicht dargestellt - beschlossen.

2.
Der Bebauungsplan Nr. 83 ,Loope-Ost" wird als Satzung beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte den Beschlussvorschlagen zu 1. und 2. einstim-
mig zu.

Sachverhalt:

Im Zeitraum 04.01. bis 05.02.2021 wurde die frihzeitige Beteiligung gemar 88 3 (1) und 4 (1)
BauGB durchgefihrt.

Folgende Stellungnahmen ohne Anregungen wurden eingereicht:

Vodafone NRW GmbH vom 05.01.2021

Amprion GmbH vom 07.01.2021

Aggerverband vom 11.01.2021
Landschaftsverband Rheinland vom 13.01.2021
Deutsche Flugsicherung Langen vom 20.01.2021
Umicore Briissel vom 25.01.2021
Rheinisch-Bergischer Kreis vom 03.02.2021
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Folgende Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken wurden eingereicht:

8. Autobahn GmbH des Bundes vom 29.01.2021:

8.1 Kurzfassung der Einwendungq:

Es kdnnten keine Anspriiche auf aktiven und passiven Larmschutz oder bezuglich der Schad-
stoffausbreitung geltend gemacht werden. Wenn durch die Planung die Verkehrsbelastung zu-
nimmt, sei ein leistungsfahiger und sicherer Verkehrsablauf zu gewahrleisten.

Bei planexternen Ausgleichsflachen wird eine Beteiligung gewiinscht.

8.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Die Hinweise zum Larmschutz und zur Schadstoffausbreitung der Bundesautobahn sollen zur
Kenntnis genommen werden. Die Planung verursacht keine Erhéhung der Verkehrsbelastung.
Planexterne Ausgleichsflachen existieren nicht.

8.3 Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

8.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

9. Bezirksregierung Arnsberg, Bergbau und Energie vom 28.01.2021:

9.1 Kurzfassung der Einwendunq:

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt Uber einem verliehenen und einem bereits
erloschenen Bergwerksfeld. Die Beteiligung von Umicore Brissel als Feldeseigentimerin wird
empfohlen. Nach den vorliegenden Unterlagen sei im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
kein umgegangener Bergbau dokumentiert.

9.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Die Feldeseigentiimerin Umicore wurde im Verfahren beteiligt.

9.3 Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

9.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

10. Industrie- und Handelskammer, Geschéftsstelle Oberberg vom 27.01.2021:

10.1 Kurzfassung der Einwendunq:

Die IHK begrii3t diese Bauleitplanung. Es wird angeregt zu priifen, ob der Geltungsbereich
nicht auch jenseits der Overather Stral3e ausgedehnt werden kann.
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10.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Eine Ausdehnung des Geltungsbereiches wird nicht angestrebt. Die Grundstticks- und Bebau-
ungsstruktur der Flachen sudostlich der Overather StraRe lasst keine steuerungsbediirftigen
Ansiedlungsvorhaben erwarten.

10.3 Beschlussvorschlaqg:

Der Anregung wird nicht gefolgt.

10.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

11. LVR, Rheinisches Amt fiir Bodendenkmalpflege vom 26.01.2021:

11.1 Kurzfassung der Einwendung:

Es seien keine Konflikte mit dem Bodendenkmalschutz zu erkennen. Auf die Meldepflicht zu
Bodendenkmalern wird hingewiesen.

11.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Die Meldepflicht ist gesetzlich verankert und gilt — unabhangig vom Planungsrecht — bei jegli-
chem archaologischen Fund.

11.3 Beschlussvorschlag:

Den Hinweis zur Kenntnis zu nehmen.

11. 4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

12. FernstraBenbundesamt Hannover vom 21.01.2021:

a. Kurzfassung der Einwendunq:

Die neue Zustandigkeit wird erldutert. Das Fernstralenbundesamt ist demnach ab dem
01.01.2021 zustandig fur Bau- und Genehmigungsverfahren flr anbaurechtlich relevante Nut-
zungen. Die Priufung der Betroffenheit im Fall von Bauleitplanung nimmt jetzt die Autobahn
GmbH des Bundes wabhr.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

Die Autobahn GmbH des Bundes wurde beteiligt. Der Bebauungsplan schafft kein neues Bau-
recht. Die Beteiligung des FernstraBenbundesamtes im Rahmen von Baugenehmigungsverfah-
ren durch die Bauaufsichtsbehorde bleibt hiervon unberihrt.

c. Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

12.4 Abstimmungsergebnis:
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Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

13. Deutsche Telekom K6ln vom 11.01.2021:

a. Kurzfassung der Einwendungq:

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien misse gewahrleistet
bleiben. Angaben zu notwendigen Malinahmen kdnnten erst gemacht werden, wenn endgiiltige
Ausbaupléane vorliegen. Es wird um Aufnahme einer textlichen Festsetzung gebeten, nach der
in StrafRen und Gehwegen geeignete Trassen vorzusehen seien. Das Merkblatt zu Baumstand-
orten und unterirdischen Versorgungsanlagen solle beachtet werden.

Es konne notwendig werden, bereits bestehende StralRen wieder aufzubrechen, um TK-
Anlagen zu verlegen. Beginn und Ablauf der ErschlieBungsanlagen im Bebauungsplangebiet
sollen 6 Monate vor Baubeginn schriftlich angezeigt werden.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Strallen und Gehwege. Es sol-
len auch keine neuen offentlichen Verkehrsflachen geschaffen werden. Insofern werden keine
abstimmungsbedurftigen Ausbaupléne angefertigt. Eine textliche Festsetzung zur Regelung von
StraBen und Gehwegen ist somit nicht geboten. Die schriftliche Anzeige zu Baubeginn einer
ErschlielBungsanlage ist somit nicht erforderlich.

c. Beschlussvorschlag:

Der Anregung einer textlichen Festsetzung wird nicht gefolgt.

13.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

14. Bezirksregierung Diisseldorf, Kampfmittelbeseitigung vom 07.01.2021.

a. Kurzfassung der Einwendung:

Es wird eine Kampfmitteluntersuchung im ausgewiesenen Bereich der beigefligten Karte emp-
fohlen.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

In der beigefugten Karte befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes innerhalb der
Darstellung ,Uberprifung der zu Uberbauenden Flachen ist nicht erforderlich“. Der Bereich, fir
den eine Uberprifung empfohlen wird, befindet sich stidwestlich und auBerhalb des Plangebie-
tes.

c. Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.

14.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

15. Bezirksregierung Koln, Gewasserentwicklung vom 06.01.2021:
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a. Kurzfassung der Einwendungq:

Es wird angeregt, die Flachenversiegelung zu minimieren. Auf das Verschlechterungsverbot
nach § 47 WHG wird hingewiesen. Der Grundwasserkérper sei chemisch und mengenmalig in
gutem Zustand. Es bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungsplan. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass die Agger ein Gewasser sonstiger Ordnung ist und die Untere Wasserbehotrde
zustandig sei.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

Der Bebauungsplan begrundet kein neues oder zusatzliches Baurecht. Die Agger bzw. deren
Uberschwemmungsbereiche befinden sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes.
Gleichwohl wurde die Untere Wasserbehérde als TOB beteiligt.

c. Beschlussvorschlag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

15.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

16. Bundeswehr Bonn vom 30.12.2020:

a. Kurzfassung der Einwendung:

Es bestehen keine Einwénde gegen die Planung. Wenn die B 57 durch Baumafl3ihahmen tan-
giert wirde, seien die Vorschriften fur militdrischen Schwerlastverkehr zu beachten.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

Mit der von der Bundeswehr angesprochenen B 57 ist offensichtlich die L 136 gemeint.
Die genannte Trasse befindet sich nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

c. Beschlussvorschlag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

16.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

17. Oberbergischer Kreis, verspatet eingegangen am 12.02.2021:

a. Kurzfassung der Einwendung:

Gewasserschutz:

Es wird auf kleine Nebengewasser zur Agger hingewiesen und dementsprechende Beachtung
von Gewasserrandstreifen.
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Kommunale Abwasserbeseitigung:

Bei der Realisierung der beiden Bauvorhaben soll die Untere Wasserbehodrde erneut beteiligt
werden.

Bodenschutz:

Es wird von einer Schwermetallbelastung der anstehenden Béden ausgegangen. Daher kdnne
es sein, dass bei Tiefbauarbeiten abfallrechtlich relevantes Aushubmaterial anfallt. Die Anwoh-
ner im Plangebiet sollen auf das Merkblatt zu Haus- und Nutzgéarten in schwermetallbelasteten
Regionen hingewiesen werden.

Immissionsschutz:

Keine Anregungen.

Amt fur Rettungsdienst, Brand- und Bevoélkerungsschutz:

Bei einer Anderung der Flachen solle eine Loschwassermenge im Mischgebiet von 1.600 I/min
Uber 2 Stunden sichergestellt sein. Die Léschwassermenge soll im Radius von 300 m vorgehal-
ten werden. Die Entfernung zum néchsten Hydranten darf dabei 75 m Luftlinie nicht Gberschrei-
ten. Des Weiteren wird auf die Notwendigkeit von Zufahrten fur Rettungsdienste und Feuerwehr
hingewiesen.

Polizei NRW, OBK, Direktion Verkehr:

Keine Anregungen.

Landschaftspflegerische und artenschutzrechtliche Belange:

Der Geltungsbereich des Landschaftsplanes tritt erst nach Inkrafttreten der bauleitplanerischen
Satzung aul3er Kraft. Auf den gesetzlichen Biotopschutz sowie die artenschutzrechtlichen Re-
gelungen wird hingewiesen. Im Fall der Einstufung nach 8§ 35 BauGB greife die Eingriffsrege-
lung nach dem Bundesnaturschutzgesetz.

b. Stellungnahme der Verwaltung:

Der einfache Bebauungsplan nach § 9 (2a) BauGB schafft und entzieht kein Baurecht.

Es werden keine Uberbaubaren Flachen festgesetzt. Vorhaben im Plangebiet sind nach § 34
BauGB zu beurteilen, ergéanzt durch die textlichen Festsetzungen zur Steuerung des Einzel-
handels durch den Bebauungsplan. Die Anregungen des Oberbergischen Kreises werden im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens im Einklang mit der Gesetzgebung beachtet.

c. Beschlussvorschlag:

Die Hinweise zur Kenntnis zu nehmen.

17.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

Im Zeitraum 30.04. bis 02.06.2021 wurde die Offenlage gem. 88 3 (2) und 4(2) BauGB durchge-
fuhrt. Hierbei wurden folgende Stellungnahmen ohne Anregungen eingereicht.

1. Amprion GmbH Dortmund, vom 03.05.2021:
2. Deutsche Telekom Kdéln, vom 14.05.2021
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Bundeswehr Bonn, vom 14.05.2021

Landschaftsverband Rheinland Immobilien KéIn, vom 31.05.2021
Unitymedia Kassel, vom 31.05.2021

Rheinisch Bergischer Kreis Bergisch Gladbach, vom 31.05.2021

o gk w

Folgende Anregungen und Bedenken wurden vorgetragen:

7. IHK, Geschiftsstelle Oberberg, Gummersbach vom 31.05.2021:

7.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Die Planung wird begrif3t. Es wird empfohlen, dass Einzelhandels- und Zentrenkonzept zu be-
schliel3en.

7.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Nicht erforderlich.

7.3 Beschlussentwurf:

Der Anregung zu folgen.

7.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

8. Bergischer Abfallwirtschaftsverband, Engelskirchen, vom 12.05.2021:

8.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Es werden die Anforderungen fiir die Anfahrt der Abfallentsorgungsfahrzeuge an Straf3en und
Fahrwege formuliert. Die Anforderungen sind dem beigefligten Originalschreiben zu entneh-
men.

8.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Der Bebauungsplan Nr. 83 wird als einfacher Bebauungsplan gem. 8§ 9 (2a) BauGB aufgestellt.
Im Bebauungsplan werden keine Verkehrsflachen dargestellt. Aus diesem Grund ist die Beach-
tung von Anforderungen an kommunale Verkehrsflachen nicht geboten.

8.3 Beschlussentwurf:

Die Anregung zuriickzuweisen.

8.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

9. Aggerverband Gummersbach, vom 20.05.2021:

9.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Wie bereits am 11.01.2021 zur Abwasserbehandlung geaufert, bestehen keine Bedenken ge-
gen die Planung. Die Stellungnahme zur Gewésserunterhaltung und -entwicklung wird gegenu-
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ber dem 11.01.2021 erganzt:

Es befinden sich im Plangebiet mehrere offene und verrohrte Nebengewasser zur Agger. In
diesem Zusammenhang wird auf die Vorgaben aus dem Wasserhaushaltsgesetz und Landes-
wassergesetz hingewiesen. Uber die Einhaltung des Gewasserrandstreifens, die Genehmi-
gungspflicht fur bauliche Anlagen am Gewaésser, den Anlagenbegriff im Wasserrecht und die
Zuganglichkeit zum Gewasser fir den Aggerverband wird hingewiesen.

9.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Der Bebauungsplan setzt keine tberbaubaren Flachen fest, bei denen die Gewasserabstande
beachtet werden muissten. Die Beachtung der rechtlichen Vorgaben bleibt daher dem Bauge-
nehmigungsverfahren vorbehalten.

9.3 Beschlussentwurf:

Die Anregungen zu beachten und im Baugenehmigungsverfahren auf die rechtlichen
Vorgaben hinzuweisen.

9.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

10. Oberbergischer Kreis, Gummersbach, vom 26.05.2021:

10.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Landschaftsschutz, Artenschutz:

Keine Bedenken gegen die Planung. Der Geltungsbereich des Landschaftsplanes tritt
mit dem Inkraftsetzen des Bebauungsplanes aulRer Kraft. Im Baugenehmigungsverfah-
ren seien die Vorschriften zum gesetzlichen Biotopschutz und die Artenschutzrechtli-
chen Regelungen zu beachten. Bei einer Einstufung nach § 35 BauGB greife die Ein-
griffsregelung.

Gewaéasserschutz:

Auf Nebengewasser zur Agger wird hingewiesen und in diesem Zusammenhang auf den
Gewasserrandstreifen nach Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz. Bei Ge-
wasserverrohrungen seien ebenfalls Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz
zu beachten.

Kommunale Abwasseranlagen:

Keine Bedenken, wenn die Grundstiicksentwéasserung an die gemeindliche Kanalisation
angeschlossen wird. Bei der kinftigen Niederschlagswasserbeseitigung sollte der Leit-
faden ,Starkregen-Objektschutz und bauliche Vorsorge" beachtet werden. Im Falle der
ortsnahen Niederschlagswasserbeseitigung bedirfe es einer erneuten Beteiligung der
Unteren Wasserbehérde.

Bodenschutz:
Verweis auf die Stellungnahme in der friihzeitigen Beteiligung vom 12.02.2021.

Immissionsschutz:
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Keine Anregungen.

Amt fur Rettungsdienst, Brand- und Bevoélkerungsschutz:

Auf die Léschwasserversorgung wird hingewiesen mit 1.600 I/min Uber 2 Stunden im
Radius von 300 m, Hydrantenentfernung 75 m sowie auf Feuerwehrzufahrten.

10.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Die Vorschriften zum Biotopschutz, dem Artenschutz und dem Gewasserschutz sind im
Baugenehmigungsverfahren zu beachten. Der Anschluss von Baugrundstiicken an ge-
meindliche Kanalisation ist obligatorisch. Die Loschwassermenge ist ausreichend.

10.3 Beschlussentwurf:

Die Anregungen zu beachten und auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im
Baugenehmigungsverfahren hinzuweisen.

10.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

11. Bezirksregierung Arnsberqg, Abteilung Bergbau, vom 28.05.2021:

11.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Der Geltungsbereich liege auf einem Bergwerksfeld. Die Beteiligung von Umicore wird
empfohlen. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sei kein umgegangener Bergbau
dokumentiert, insofern sei mit Einwirkungen auf die Tagesoberflache nicht zu rechnen.
Es bestliinden daher keine Bedenken zum Bebauungsplan.

11.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Umicore wurde beteiligt.

11.3 Beschlussentwurf:

Die Anregungen werden beachtet.

11.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

12. Bezirksregierung Koln — Gewasserentwicklung, vom 31.05.2021:

12.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Zur Sicherung der Grundwasserneubildung wird eine mdgliche, minimale Versiegelung
von Flachen angeregt. Auf das Verschlechterungsverbot nach § 47 WHG wird hingewie-
sen. Der Grundwasserkérper im Plangebiet sei in einem guten Zustand, insofern
bestdnden gegen den Bebauungsplan keine Bedenken. Auf die Zustandigkeit der Unte-
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ren Wasserbehorde beim Hochwasserschutz wird hingewiesen.

12.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Die Beachtung des Verschlechterungsverbotes erfolgt im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens. Die Untere Wasserbehdrde wurde beteiligt.

12.3 Beschlussentwurf:

Die Hinweise im Baugenehmigungsverfahren zu beachten.

12.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

13. ALDI - St. Auqustin, vom 02.06.2021:

13.1 Kurzfassung der Stellungnahme:

Es seien 2 Bauvoranfragen fur gro3- und kleinflachigen Lebensmitteldiscounter einge-
reicht worden. Das Grundstiick sei stadtebaulich integriert, obwohl es nicht Bestandteil
eines zentralen Versorgungsbereiches sei. Es wirde eine Nahversorgungsfunktion fir
die in der Nahe vorhandene Wohnbebauung tUbernehmen. Der Standort wirde auch
primér in Konkurrenz zum benachbarten Penny Markt stehen und nicht zu Betrieben im
zentralen Versorgungsbereich. Da es keinen Ansiedlungsstandort im zentralen Versor-
gungsbereich gabe, sei eine Zentrenvertraglichkeit gegeben. Es wird gebeten, das
Grundstick aus der Planung herauszunehmen, um das Vorhaben realisieren zu kénnen.

13.2 Stellungnahme der Verwaltung:

Eine Herausnahme des Grundstiicks aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans
wirde der Zielsetzung des Bebauungsplans zum Ausschluss zentren- und nahversor-
gungsrelevanter Einzelhandelsbetriebe zur Erhaltung und Entwicklung des zentralen
Versorgungsbereichs Innenstadt widersprechen. Ziel der Planung ist es, derartige Nut-
zungen im Plangebiet auszuschlieRen, um die Versorgungsfunktion und stadtebauliche
Attraktivitat des zentralen Versorgungsbereichs zu erhalten und zu entwickeln. Die Not-
wendigkeit hierfur besteht sowohl bei gro3flachigen Einzelhandelsbetrieben als auch bei
Einzelhandelsbetrieben mit nicht grof3flachiger Verkaufsflache. In jedem Fall wirden
derartige Betriebe im Plangebiet in Konkurrenz zu den Einzelhandelsnutzungen im zen-
tralen Versorgungsbereich treten. Selbst wenn eine einzelne Nutzung nicht unmittelbar
bereits mit schadlichen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich verbunden
sein sollte, tangiert die bewirkte Umsatzbindung in jedem Fall eine Einschrankung in der
Erreichbarkeit der von der Stadt fir ihren zentralen Versorgungsbereich verfolgten stad-
tebaulichen Ziele. Den von der Einwenderin projektierten Einzelhandelsbetrieben kame
zwar flr den unmittelbaren Nahbereich eine Nahversorgungsfunktion zu. Dieser Nah-
versorgungsfunktion bedarf es aber nicht, da die Versorgung bereits Uber die bestehen-
den Nutzungen im Umfeld gewahrleistet ist. Der Betrieb wiirde sich auch nicht auf eine
reine Nahversorgung beschrénken, da die Mantelbevdlkerung im Umfeld nicht ausrei-
chend ist, um die Umsatzerwartung des Vorhabens zu decken. Die Vorhabenplanung
der Einwenderin zielt demgemal auf einen gro3rAumigeren Kaufkraftabzug, der auch zu
Lasten des zentralen Versorgungsbereichs gehen wirde. Dies gilt unabhangig davon,
ob die Planvariante mit kleinflachiger Verkaufsflache oder aber mit groRflachiger Ver-
kaufsflache realisiert werden wirde. Es wird nicht verkannt, dass der Bebauungsplan die
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projektierten Nutzungsabsichten der Einwenderin unmdglich macht. Die mit dem Plan
herbeigefiihrte Beschrankung des bestehenden Baurechts erfolgt jedoch, um einen Bei-
trag zur stadtebaulichen Zielsetzung der Stadt zur Erhaltung und Entwicklung ihres zen-
tralen Versorgungsbereichs zu leisten.

13.3 Beschlussentwurf:

Die Anregung zuriickzuweisen.

13.4 Abstimmungsergebnis:

Der Planungs- und Umweltausschuss stimmte dem Beschlussvorschlag einstimmig zu.

Beratungsfolge:

Fachleiter Michael Advena wies auf die zugige Durchfuhrung dieses Bebauungsplanverfahrens
hin. Eine Veranderungssperre musste daher nicht beschlossen werden.

3. Sitzung des Planungs- und Umweltausschusses in der 10. Legislaturperiode (23.06.2021) Seite:
11/11

Seite 11 von 11 in der Zusammenstellung



	Niederschriftsauszug für Öffentlichkeit

